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			Cristina tritt an

			Kandidatur für Senat / Keine Einigung mit Randazzo
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			Florencio Randazzo. (Foto: fb) - Cristina Kirchner. (Foto: AP)

			Buenos Aires (dpa/mc) - Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner kehrt nach anderthalb Jahren in die aktive Politik zurück. Die 64-Jährige meldete am Samstagabend kurz vor Fristablauf um Mitternacht ihre Kandidatur bei den Vorwahlen am 13. August an. Kirchner, gegen die mehrere Korruptionsermittlungen laufen, strebt einen Senatssitz für die Provinz Buenos Aires an. In dem bevölkerungsreichsten Gliedstaat werden drei Senatsposten und 35 Mandate in der Deputiertenkammer neu vergeben.

			Cristina geht mit ihrer kürzlich neu gegründeten politischen Bewegung „Unidad Ciudadana“ („Bürgereinheit“) ins Rennen, nachdem zuvor Verhandlungen mit der Peronistischen Partei (PJ), der sie eigentlich angehört, gescheitert waren. 

			Innerhalb der PJ kandiert stattdessen Kirchners ehemaliger Innen- und Verkehrsminister Florencia Randazzo für einen Senatssitz. Er muss sich am 13. August aber zunächst mal parteiintern gegen den Kommunalpolitiker Gastón Yañez Bolton aus José C. Paz durchsetzen, um dann bei den Hauptwahlen am 22. Oktober antreten zu können. Kirchners Spitzenkandidatin für die Deputiertenkammer ist Fernanda Vallejos. Auf Platz fünf der Liste kandidiert der einstige Gouverneur und Präsidentschaftsbewerber Daniel Scioli.

			In Kirchners „Bürgereinheit“ gibt es bei den Vorwahlen keine bündnisinterne Konkurrenz. Gleiches gilt für Sergio Massas neue Wahlallianz „1 País“ (Ein Land), die ebenfalls dem Peronismus zugerechnet werden kann. Massa kandidiert für den Senat, sein Bündnispartner Felipe Solá, einst Gouverneur der Provinz Buenos Aires, führt die Liste für die Deputiertenkammer an. „1 País“ ist ein Bündnis aus Massas Erneuerungsfront und der GEN-Partei von Margarita Stolbizer.

			Nutznießer der Zersplitterung der Peronismus könnte das Regierungsbündnis „Cambiemos“ (Wir verändern) sein. Dieses tritt mit Bildungsminister Esteban Bullrich für den Senat und Graciela Ocaña für die Deputiertenkammer an. Auch innerhalb von „Cambiemos“ gibt es keine interne Auseinandersetzung. Für die linke Arbeiterfront gehen Néstor Pitrola (Senat) und Nicolás Del Caño (Deputiertenkammer) ins Rennen.

			Für Cristina ist es die erste Kandidatur seit ihrem Sieg bei den Präsidentschaftswahlen 2011, als sie landesweit 54 Prozent der Stimmen auf sich vereinigen konnte. Überhaupt hat sie in ihrer politischen Laufbahn bislang noch nie eine Wahlschlappe eingesteckt müssen, wenn sie selbst kandidierte.

			1989 und 1993 bewarb sie sich erfolgreich um einen Sitz im Parlament von Santa Cruz. 1997 gelang ihr das Gleiche bei der Deputiertenkammer der Nation. Zweimal kandidierte sie erfolgreich für den Senat: 2001 in Santa Cruz, vier Jahre später in der Provinz Buenos Aires. Bei letztgenannter Wahl bewarb sie sich wie jetzt außerhalb der Peronistischen Partei. Deren Kandidatin war damals Hilda „Chiche“ Duhalde, die Gattin von Ex-Präsident Eduardo Duhalde. Beide Frauen zogen in den Senat ein, Cristina schnitt aber deutlich besser ab (44 zu 19 Prozent). 2007 wurde Cristina dann erstmals zur Präsidentin gewählt.
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			Lousteau gegen Carrió

			In der Hauptstadt kam kein „Cambiemos“-Bündnis zustande
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			Martín Lousteau. (Foto: fb) Elisa Carrió. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) - In der Hauptstadt, wo 13 Deputierte, aber keine Senatoren gewählt werden, war lange offen, ob sich Martín Lousteau einer internen Auseinandersetzung mit Elisa Carrió stellen würde. Doch schließlich entschied Macris einstiger Botschafter in Washington, bei den Vorwahlen am 13. August mit einem eigenen Bündnis namens „Evolución“ anzutreten und sich auf diese Weise für ein Mandat in der Deputiertenkammer zu bewerben. Die Spaltung hat zur Folge, dass in der Hauptstadt nun kein „Cambiemos“ auf den Wahlzetteln steht. Stattdessen tritt Carrió unter dem Label „Vamos juntos“ an, ein Zusammenschluss aus Macris Pro-Partei und Carriós Coalición Cívica (Bürgerliche Koalition). 

			Eine wirkliche Vorwahl gibt es innerhalb des peronistischen Wahlbündnisses „Unidad Porteña“, wo Daniel Filmus, Guillermo Moreno und Itai Hagman jeweils Listen anführen. Sie ermitteln untereinander, wer für „Unidad Porteña“ bei den Hauptwahlen am 22. Oktober ins Rennen gehen wird.

			Nur eine Liste hingegen gibt es bei „1 País“, die von Matías Tombolini angeführt wird. Das gleiche gilt für die linke Arbeiterfront mit Spitzenkandidat Marcelo Ramal.

			In der Provinz La Rioja will Carlos Menem es noch einmal wissen. Der Ex-Präsident, der vor wenigen Tagen wegen illegalen Waffenhandels verurteilt worden ist, will seinen Platz im Senat verteidigen. Der 86-Jährige tritt für die PJ an.

			Bei den Wahlen am 22. Oktober geht es darum, fast die Hälfte der Sitze in der Deputiertenkammer und ein Drittel der Senatsposten neu zu wählen. Der Urnengang gilt als wichtiger Test für die Präsidentschaftswahl von 2019. 

			Die obligatorischen Vorwahlen zur Kandidatenermittlung am 13. August hingegen verlieren zusehends ihren Sinn, da in sehr vielen Provinzen die Wahlbündnisse auf eine parteiinterne Kandidatenkür verzichtet haben. So kommt es, dass dieser Wahlgang in vielen Fällen eigentlich nicht viel mehr ist als eine amtlich verordnete Umfrage.
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			Die Woche in Argentinien

			Kurzer Schreck vor Messis Hochzeit 

			Kleiner Schrecken für Fußballstar Lionel Messi (30) kurz vor der Hochzeit mit seiner Freundin Antonela Roccuzzo (29): Argentinische Steuerbehörden haben das Casino des Hotels in Messis Heimatstadt Rosario durchsucht, in dem die Feier heute stattfinden soll. Anlass für die Razzia war der Verdacht von mutmaßlicher Geldwäsche in dem Casino. Mit Messi stand der Einsatz aber in keinem Zusammenhang. Wie es aussieht, kann die Hochzeit wie geplant stattfinden. Alle Zimmer des Hotels im Casino-Komplex City Center in Rosario stehen den 260 eingeladenen Gästen zur Verfügung. Dort findet die Trauung und anschließend die Feier statt. Von den 22 eingeladenen Profis des FC Barcelona hat nur Andrés Iniesta abgesagt, um daheim bei seiner eineinhalb Monate alten Tochter zu bleiben. Mit Gerard Piqué wird auch dessen Partnerin, Popstar Shakira, erwartet. Auch ehemalige Spieler von Barça wie Ronaldinho, Deco, Césc Fábregas und Xavi Hernández sollen an der Hochzeitsfeier teilnehmen, sowie mindestens drei von Messis Kollegen aus der argentinischen Nationalelf. Diego Maradona ist dagegen nicht eingeladen worden.

			15 Tote bei Busunglück

			Bei einem schweren Busunglück in der Provinz Mendoza sind am Montag 15 zumeist junge Menschen ums Leben gekommen. Weitere 20 Passagiere seien mit teils schweren Verletzungen in ein Krankenhaus gebracht worden, teilte die Polizei der Provinz Mendoza mit. Unter den circa 50 Passagieren waren viele Kinder und Jugendliche einer Tanzschule der Provinz Buenos Aires. Neun von ihnen starben beim Unfall. Bei den weiteren Toten handelte es sich um Eltern, Tanzlehrer und den Busfahrer. Der Bus verunglückte in der Nacht auf einer kurvigen Straße nahe der Stadt San Rafael. Nach Angaben der Lokalzeitung „Los Andes“ soll der Fahrer bei strömendem Regen zu schnell unterwegs gewesen sein und die Kontrolle verloren haben. In Grand Bourg im Nordwesten des Großraums Buenos Aires, dem Ort der Tanzschule, versammelten sich am Montag hunderte Menschen, die um die Verunglückten trauerten.

			Drogenkonsum gestiegen

			Der Konsum illegaler Drogen in Argentinien hat sich in den vergangenen sieben Jahren fast verdoppelt. Dies geht aus Zahlen hervor, die das Sekretariat für Drogenpolitik Sedronar bekanntgab. Demnach nehmen gegenwärtig 2,1 Prozent der Bevölkerung im Alter zwischen zwölf und 65 Jahren illegale Rauschmittel zu sich, während es 2010 noch 1,1 Prozent waren. Cannabis, die am häufigsten konsumierte Substanz mit Rauschwirkung, ist in diesen Zahlen nicht berücksichtigt. Aber auch dessen Verbrauch nahm deutlich zu: Hatten 2010 noch 2,3 Prozent der Befragten angegeben, mindestens einmal in den 30 Tagen vor der Umfrage Marihuana geraucht zu haben, sind es sieben Jahre später nun 5,4 Prozent. Bei den Heranwachsenden kletterte der Anteil gar von 1,3 auf 2,7 Prozent. In dieser Altersgruppe denken heute 21,7 Prozent, der Konsum von Cannabis sei gesundheitlich unbedenklich. 2010 meinten das nur 11,4 Prozent. Auch der Anteil der Tabakraucher unter den Heranwachsenden ist im gleichen Zeitraum von 7,9 auf 11,6 Prozent gestiegen.

			Förderprogramm auf Prüfstand

			Das Förderprogramm „Plan Progresar“ für Schüler und Studenten steht auf dem Prüfstand. Wie die Sozialversicherung ANSeS mitteilte, sei in 94.000 Fällen das Fördergeld in Höhe von 900 Pesos pro Monat gestrichen worden. Grund: Die Betroffenen hätten der Mindestanforderung, wenigstens in zwei Fächern Prüfungen abzulegen, nicht entsprochen. In 66.000 weiteren Fällen seien „bürokratische Probleme“ dafür verantwortlich, dass berechtigte Schüler bzw. Studenten in diesem Jahr noch keine Gelder aus dem Förderprogramm erhalten haben, so die ANSeS. Insgesamt haben sich seit der Einführung von „Plan Progresar“ durch die Kirchner-Regierung im Jahr 2014 rund 738.000 junge Menschen im Alter von 18 bis 24 Jahren eingetragen. Zuletzt, vor den Streichungen, waren es noch 238.000. 

			Stadt übernimmt Kontrolle

			Die Kontrolle über Glücksspiele in Buenos Aires geht mit Beginn des neuen Monats von der Nationalregierung auf die Regierung der Hauptstadt über. Geschätzt wird, dass dadurch jährlich rund 1,8 Milliarden Pesos an Steuereinnahmen in die Kassen der Stadt gespült werden. Die Einnahmen sollen zu 70 Prozent in den städtischen Wohnungsbau gehen. Das restliche Geld ist für die Ressorts Gesundheit und Bildung bestimmt. Konkret geht es um die Kontrolle über die Casinos in Puerto Madero und im Hippodrom. Hinzu kommen auch die Lottoannahmestellen. Um das Glücksspiel effektiv zu kontrollieren, hat die Stadtregierung ein modernes Überwachungszentrum eingerichtet, das sich in der Straße Santiago del Estero 126 befindet. Mehr als 800 Sicherheitskameras werden hier ausgewertet. Insgesamt sollen 120 Inspektoren im Bereich Glücksspiel arbeiten. Die Kompetenzübertragung von Nation auf Stadt entspricht den Vorgaben der Verfassung von Buenos Aires. (AT/mc/dpa)
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			Zwei große Erfolge der Regierung

			Die Macri-Regierung wird weitgehend wegen der wirtschaftlichen Lage beurteilt, wobei darauf hingewiesen wird, dass die Konjunktur nicht in Schwung kommt. Wie weit die Kritik berechtigt ist, sei dahingestellt. Auf alle Fälle sollte man keine Wunder erwarten, die Einrenkung der verfahrenen Lage, die Cristina K. hinterlassen hat, alles andere als einfach ist. Doch die Macri-Regierung hat auf anderen Gebieten, die im Kern wichtiger sind, große Erfolge erreicht.

			An erster Stelle steht der gigantische Fortschritt beim Kampf gegen den Drogenhandel, für den an erster Stelle Sicherheitsministerin Patricia Bullrich verantwortlich zeichnet. Der Rauschgiftkonsum zerstört die innere Struktur der Gesellschaft, führt viele junge Menschen zu einem frühen Tod und andere in einen Zustand, bei dem sie nicht in der Lage sind, sich in den Arbeitsprozess einzugliedern. Viele Drogenkonsumenten werden zu gefährlichen Verbrechern, weil sie unter psychischem Druck stehen und Geld für den Drogenkauf benötigen. Dabei ermorden sie Menschen ohne Grund. 

			Der Drogenkonsum ist unter den Kirchners in gigantischem Ausmaß gestiegen, nachdem der Handel auch in das Kapitel der Korruption gehört. Beim Drogenhandel fließen immense Summen, wobei Fachleute berechnet haben, dass der Preis, den der Konsument zahlt, das hundertfache der Kokainpaste beträgt, die aus den Cocablättern hergestellt wird.   

			Die Regierung hat einen großen Erfolg bei der Aufdeckung des Drogenhandels erreicht. In der Vorwoche wurde eine Ladung von zwei Tonnen Kokain und vor einigen Monaten die Zentrale des Marihuana-Handels in Itatí, Corrientes, entdeckt. Die Macri-Regierung hat schon mindestens zehn Mal so viel Rauschgift aufgefunden als die von Cristina K. Der Erfolg beruht an erster Stelle darauf, dass der Geheimdienst sich jetzt mit der Abhörung von Telefongesprächen der Drogenhändler befasst, statt Politiker und Journalisten zu bespitzeln, wie es vorher der Fall war. Das hat auch erlaubt, die Mitwirkung der Polizei aufzudecken und sie zu säubern. 

			Der zweite große Erfolg besteht in der Bekämpfung der Korruption, die unter den Kirchners zum politischen System gehörte. Wenn der Präsident sich selber direkt oder über Strohmänner auf Kosten des Staates bereichert, kann nicht verhindert werden, dass viele andere - hohe Beamte, Politiker u.a - auch im gleichen Sinn handeln. Einmal laufen jetzt zahlreiche Korruptionsprozesse, die Cristina K., viele ihrer Mitarbeiter und auch ihre Strohmänner betreffen, von denen einig schon eine lange Haftstrafe absitzen. Doch darüber hinaus, wurden Verträge für den Bau von Straßen u.a. Objekten untersucht, und hohe Überpreise festgestellt. Unter der Macri-Regierung hat diese Korruption aufgehört. Jetzt kommt noch der Fall Odebrecht hinzu, der in Brasilien aufgekommen ist und auch auf Argentinien übergeht. 

			Dass es in Argentinien überhaupt keine Schmiergelder und Korruptionsmanöver gibt, ist auf Dauer nicht zu erwarten. Doch die kleine Korruption, mit Geschenken und kleinen Tricks, die bestimmten Unternehmen oder Personen einen Vorteil verschaffen, sind etwas grundsätzlich anderes, als die Megakorruption, die die Kirchners eingeführt haben, die nicht nur ein moralisches Problem darstellt, sondern auch zu falschen wirtschaftlichen Entscheidungen führt, die einen noch größeren Schaden anrichten, als der gestohlene Betrag. Dass dies aufgehört hat, ist nicht nur ein großer Erfolg von Präsident Mauricio Macri, sondern auch eine Grundlage für langfristiges Wachstum.
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			Im Blickfeld: Ende einer Ehe

			Von Stefan Kuhn

			Die Sache mit dem „Anschlag auf die Demokratie“, den SPD-Kanzlerkandidat Martin Schultz Bundeskanzlerin Angela Merkel vorwarf, war natürlich starker Tobak. In der Sache hat er Recht. Die Kanzlerin weicht politischen Debatten und Diskussionen aus. Sie lässt sich nicht festnageln. Ob diese „Inhaltsleere“ mangelndes Demokratieverständnis ist, kann man dahingestellt lassen. Es ist Wahlkampf, und Angela Merkel ist bei klaren politischen Positionen ein gebranntes Kind. Die Liste ihrer politischen 180-Grad-Wenden ist lang: Abschaffung der Wehrpflicht, Ausstieg aus der Kernenergie, Mindestlohn und Flüchtlingspolitik, um nur einige der von ihr durchgezogenen Projekte zu nennen, die sie zuvor kategorisch ausgeschlossen hatte. Das ist auch kein negativer Zug an der Kanzlerin. Die Zahl der Politiker, die Fehler eingestehen, ihre Meinung ändern und das auch überzeugend begründen, ist verschwindend gering. Aber warum Inhalte vorlegen, wenn man sie nachher wieder über den Haufen werfen muss?

			Dass Angela Merkel jetzt dennoch in die Falle getappt ist, hat nur am Rande mit den Sozialdemokraten zu tun. Zwar hat auch die SPD die „Ehe für alle“ in ihr Wahlprogramm aufgenommen, aber viel wichtiger ist, dass dies auch Grüne und FDP getan haben. Für die drei Parteien war das kein Risiko, denn inzwischen befürworten rund 80 Prozent der Bevölkerung die gleichgeschlechtliche Ehe. Sie dürfte auch nicht zu den Top Ten der wahlentscheidenden Themen gehören. Aber die Parteien haben diese Forderung zur Koalitionsbedingung gemacht, und alle drei sind potenzielle Regierungspartner von Merkels Union nach den Bundestagswahlen. Am wahrscheinlichsten ist eine Koalition aus CDU/CSU, FDP und Grünen. Die Ehe mit der SPD steht vor dem Ende.

			Man kann davon ausgehen, dass Merkel bei diesem Thema nicht „umgefallen“ ist, sondern dass sie die „Homo-Ehe“ bisher aus Gründen der Parteiräson abgelehnt hat. Für weite Teile der Union ist es eine Glaubensfrage, dass eine Ehe nur zwischen Mann und Frau geschlossen werden kann.

			Pragmatisch wie immer hat Merkel in einer von der Frauenzeitschrift „Brigitte“ organisierten Talk-Runde, einen Ausweg aus dem Dilemma aufgezeigt. Sie erklärte das Thema zur „Gewissensfrage“ und wollte bei einer Abstimmung im Bundestag den Fraktionszwang aufheben. Sie wurde überrascht, denn die SPD will das Thema noch am heutigen Freitag, bei der letzten Sitzung vor der Sommerpause, zur Abstimmung bringen. Für die Kanzlerin wäre das eigentlich eine Win-Win-Situation. Geht das Gesetz durch, eine Mehrheit aus SPD, Grünen und Linken ist dafür, hätte sie den anderen Parteien ein Wahlkampf-Thema genommen und ein Koalitionshindernis beseitigt. Scheitert es, hätte die SPD eine Schlappe erlitten.

			Doch so einfach ist es nicht. Sieg und Niederlage liegen dicht beisammen. Zunächst muss das Gesetzesprojekt auf die Tagesordnung der Plenarsitzung. Dafür braucht man eine absolute Mehrheit der Mitglieder, und SPD, Grüne und Linke haben nur zehn Stimmen Mehrheit. Es ist also wahrscheinlich, dass über das Gesetz nicht abgestimmt wird. Das wäre für Merkel noch zu verschmerzen. Allerdings wäre das Thema dann noch nicht vom Tisch und immer noch ein Koalitionshindernis. Problematisch wird es, wenn das Gesetz bei einer Abstimmung wegen der Unionsparteien scheitert, denn dann könnte es an Bedeutung für den Wahlkampf gewinnen. Es wäre eine Schlappe für die SPD, aber eine, aus der man Gewinn schlagen kann.

			CDU und CSU hätten sich in diesem Fall einer längst überfälligen Entscheidung verweigert, hinter der auch eine breite Mehrheit der Bevölkerung steht. Dies aus diffusen religiösen Gründen oder aus Angst vor der konservativen Wählerschaft in der Wahlkreisen verschiedener Abgeordneter. Wahlentscheidend dürfte das zwar immer noch nicht sein, aber es wäre zumindest ein Angriffspunkt gegen die Teflon-Kanzlerin. Denn die mag zwar das Herz am rechten (linken) Fleck haben, aber ihre Partei... Die SPD könnte versuchen, einen Keil zwischen Merkel und CDU/CSU zu treiben.

			Geht das Gesetz durch, dann kann sich die SPD auf die Schulter klopfen. Mehr nicht. Von der Linken und den Grünen müsste sie sich vorwerfen lassen, dass es gerade die Sozialdemokraten waren, die dieses Gesetz aus Gründen des Koalitionsfriedens verhindert haben. Ein Gesetz, das es in überwiegend katholischen Ländern wie Argentinien schon seit sieben und in Spanien seit zwölf Jahren gibt und selbst im ultrakatholischen Irland in einer Volksabstimmung vor zwei Jahren beschlossen wurde.

			Manche politische Kommentatoren halten den Vorstoß von Merkel ja für einen politisch klugen Schachzug. Wahrscheinlicher ist allerdings, dass sie lediglich zeigen wollte, dass sie die Koalitionsbedingung „Ehe für alle“ nicht für ein unüberwindbares Problem hält. Vom Vorstoß der SPD wurde sie überrascht. Wenn Merkel jetzt den Sozialdemokraten einen Koalitionsbruch vorwirft, klingt das etwas weinerlich. Die Genossen haben die Kanzlerin nur beim Wort genommen. Jetzt sollte sie zu ihrem Wort stehen und die Abstimmung wirklich freigeben. Damit würde sie dem politischen Gegner wohl am meisten schaden. Es würde schon etwas komisch aussehen, wenn Merkel am Jahresende ein Gesetz durchdrücken würde, für dessen Ablehnung sie wenige Monate zuvor gesorgt hätte.
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			Randglossen

			Der Spaltpilz, der in der argentinischen Parteipolitik häufig eine entscheidende Rolle spielt, hat derzeit die traditionelle peronistische Partei, genannt Gerechtigkeitspartei (Partido Justicialista) befallen. Expräsidentin Cristina Kirchner hat mit einer erfundenen neuen Partei „Ciudadanos Unidos“, die peronistische Partei verlassen. Ihr Konkurrent ist der ehemalige Innen- und Transportminister Florencio Randazzo, der sich die Partei angeeignet hat. Mit Sergio Massa, der mit Margarita Stolbizer eigene Wege geht, ist der Peronismus dreigespalten. In der Folge läuft Cristina Kirchner Gefahr, die Parlamentswahlen vom 22.Oktober zu verlieren. Als Kandidatin für die Deputiertenkammer würde sie gewählt werden, als Senatorin mit Jorge Taiana, ehemaliger Montoneroterrorist als Gefährte, ist ihr Risiko groß, eine Wahlschlappe zu erfahren.

			Das hat lange gedauert. Man kann sich bildlich vorstellen, wie sehr der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan darunter gelitten hat, dass Schulkinder lernen, dass er vom Affen abstammt oder gar vom Einzeller. Jetzt hat der reagiert und Darwins Evolutionslehre aus dem Lehrplan türkischer Schulen streichen lassen. Darwin sei „zu kompliziert“, „zu kontrovers“. Allein steht er damit zum Leidwesen der Wissenschaft nicht. Auch für US-Präsident Donald Trump ist die Evolutionslehre zu kompliziert obwohl er das beste Beispiel für ein darwinistisches Grundprinzip ist: Die Durchsetzungsfähigkeit des Stärkeren. Erdogan geht es mehr darum, dass er oder zumindest einer seiner Vorfahren von Allah geschaffen wurde. Das wiederum wirft die Frage auf, wer denn für den Affen oder den Einzeller verantwortlich ist.

			Die geplante Mauer zu Mexiko ist in den USA erneut in aller Munde. Dieses Mal jedoch getarnt als Öko-Projekt. Weil dort laut Mr. President eine Menge Sonne und eine Menge Hitze herrschen, soll die nun geplante Solarmauer einerseits für preisgünstige Energie sorgen und andererseits die Kosten der Mauer für Mexiko reduzieren. Ausgerechnet Donald Trump, der vor wenigen Wochen noch aus dem Klimavertrag ausgestiegen ist, sorgt sich jetzt für die Umwelt. Ziemlich gute Vorstellung, nicht wahr? Diese Wandlungsfähigkeit zeigt wieder einmal, wie unberechenbar der mächtigste Mann der Welt ist. Ob das Projekt ernst genommen wird oder Trump bei dieser Idee lediglich einer Menge Sonne und einer Menge Hitze ausgesetzt war, wird sich zeigen.
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			Der Staatsbond auf 100 Jahre

			Die Ausgabe eines Bonds mit 100 Jahren Laufzeit zu 7,9% durch die argentinische Regierung wurde sofort von Cristina K. u.a. scharf kritisiert. Doch das Hauptargument, dass das Land dabei langfristig verschuldet wird, ist abwegig, da dieser Bonds jederzeit vorzeitig gezahlt werden kann.

			Die Gründe für die Ausgabe dieses Bonds sind zwei:

			1. Es handelt sich um Teil einer Politik der Streckung der Staatsschuld, um die Gefahr zu vermeiden, dass kurzfristig ein hoher Betrag an Staatstiteln in einem Moment verfällt, in dem aus irgendeinem Grund Krisenstimmung besteht. Die Gefahr eines Defaults beruht nicht nur auf dem Umfang der Staatsschuld, sondern auf dem Betrag, der kurzfristig verfällt. Die Verschuldung des Staates gegenüber privaten Gläubigern (Banken und Anlegern) ist gegenwärtig gering; aber der Umfang der Schuldtitel, die kurzfristig verfallen, ist relativ hoch. Jetzt wurde begonnen, dies zu korrigieren.

			2. Argentinien ist mit einem 100-jährigen Staatsbond in eine andere Kategorie eingetreten, in der sich wenige Länder befinden. Dass der Bond stark überzeichnet wurde, zeugt von Vertrauen in das Land, und das wirkt positiv auf die Unterbringung von mittel- und kurzfristigen Staatspapieren. Wenngleich in diesem Fall ein relativ hoher Zinssatz gezahlt wurde, kann dies dann durch niedrigere Zinsen bei anderen Unterbringungen, die eine Folge des langfristigen Bonds sind, mehr als ausgeglichen werden.  

			Die Macri-Regierung hat sich bisher zu einem Satz von durchschnittlich 4,8% in Dollar verschuldet, also knapp über die Hälfte des Kirchner-Satzes. Der Wirtschaftler Fernando Baer, von der Firma Quantum, hat berechnet, dass die Kirchners Schulden auf durchschnittlich 8,6 Jahre zu durchschnittlich 8,8% für einen Betrag von u$s 14 Mrd. aufgenommen haben. Der Satz ist auch höher als der von 7,9%, der jetzt gezahlt wurde. Hier wird die innerstaatliche Verschuldung und auch die Schuld gegenüber internationalen Finanzinstituten nicht eingeschlossen. 

			Unter den Kirchner-Regierungen wurde ein Höchstsatz von 14% bei einem Kredit von Venezuela vom August 2008 gezahlt. Doch auch in anderen Fällen waren die Zinsen hoch: so wurde im April 2015 ein Bond auf 9 Jahre für u$s 1,41 Mrd. zu 8,9% untergebracht, und im Mai 2007 war einer für u$s 750 Mio auf 10 Jahre zu 8,4% verzinst worden. 

			Der Default von 2001/02, die anormal lange Zeit, die die Schuldenregelung gedauert hat, der Schnitt von ca. zwei Dritteln und dann noch der Betrug bei den Pesotiteln, die mit dem CER-Index berichtigt wurden, der gemäß einem notorisch künstlich gedrücktem Preisindex berechnet wurde, all das wirkt heute noch, und wird nicht so bald in Vergessenheit geraten. Es ist ein Teil der schweren Erbschaft, mit der die Macri-Regierung fertig werden muss, ohne die auch der Zinssatz für die hundertjährigen Bonds viel niedriger gewesen wäre.
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			Mindestlohn um 24% erhöht

			Der Rat für den beweglichen Mindestlohn schloss am Dienstag die Verhandlungen, ohne eine Einigung zu erreichen. Es ist das erste Mal, dass dies seit 2004 geschieht, als diese Verhandlung wieder eingeführt wurde. Die Unternehmer hatten 20,3% angeboten, mit einer Erhöhung in drei Stufen, so dass der Mindestlohn im Juli $ 8.860, im Januar $ 9.200 und im Juli 2018 $ 9,700 betragen würde. Die Gewerkschaften forderten jedoch $ 14.060, was angeblich dem Warenkorb entspricht, den eine Familie mit zwei Kindern benötigt, um ihren Grundbedarf zu befriedigen. Das hätte eine Zunahme von 75% dargestellt. Die Positionen von Unternehmern und Gewerkschaften klafften so weit auseinander, dass es keine Einigung geben konnte. Die Verhandlung hat in diesem Fall keinen Sinn, weil es sich nicht um eine Diskussion zwischen Arbeitnehmern und -gebern einer Branche oder eines Unternehmens handelt, bei der es letztlich um ein Gleichgewicht zwischen Löhnen und Gewinnen geht. Der gesetzliche Mindestlohn ist hingegen eine Regierungsentscheidung.

			Somit hat die Regierung die Verhandlungsrunde aufgehoben und eine Erhöhung von 24% verfügt, die in drei Stufen erfolgt: Ab 1. Juli 2017 wird der Mindestlohn auf $ 8.860 festgesetzt, ab 1. Januar 2018 auf $ 9.200 und ab 1. Juli 2018 auf $ 9.500. Im Durchschnitt der Periode von 12 Monaten ab 1. Juli 2017 liegt die Zunahme somit unter 20%.

			Der gesetzliche Mindestlohn hat eine beschränkte direkte Bedeutung, da die Löhne allgemein höher sind. Doch bestimmte soziale Leistungen sind an diesen Lohn gebunden. In armen Gegenden des Landesinneren, vor allem in Norden, gibt es viele Fälle, bei denen die Löhne unter dem Mindestlohn liegen, vor allem bei den Schwarzarbeitern, die in jenen Gegenden mehr als die Hälfte der Beschäftigten ausmachen. Doch in diesen Fällen wird der vorgeschriebene Mindestlohn nicht eingehalten.

			Die Bedeutung der Erhöhung liegt viel mehr in der Wirkung auf die Lohnerhöhungen im Allgemeinen.Die Regierung hat für dieses Jahr eine ungeschriebene Richtlinie von ca. 20% für die Zulagen festgesetzt, was in der Praxis bedeutet, dass es bis zu 25% sein können, und gelegentlich sogar etwas mehr geduldet wird. Eine Erhöhung des Mindestlohnes um 24%, die jedoch effektiv geringer ist, passt in dieses Schema. Bei dem immer noch nicht beendeten Konflikt der Lehrer der Staatsschulen in der Provinz Buenos Aires würde eine größere Erhöhung des Mindestlohnes die Haltung der Gewerkschaft stärken und die Intensität des Konfliktes erhöhen.

			Die Gewerkschaften sind mit dieser Entscheidung der Regierung nicht einverstanden, und drohen mit einem Generalstreik. Auch haben einzelne soziale Gruppen sofort Protestkundgebungen auf der Straße organisiert. Doch bei den Arbeitern besteht im Allgemeinen kein Wille für einen Streik, weil sie dann ihren Lohn für die Streiktage verlieren und wissen, dass sie dabei nichts erreichen. Ebenfalls befürchten streikende Arbeiter, dass sie dann auf eine schwarze Liste gesetzt und gelegentlich entlassen werden können. Die Mitglieder der Belegschaft eines Unternehmens pflegen ein klares Bewusstsein über die Lage zu haben, die bei vielen Unternehmen gegenwärtig nicht gut ist. Die Rezession hinterlässt eben Spuren. Viele Unternehmen haben überhöhte Belegschaften, und in vielen Fällen werden Arbeitskräfte als Folge der Einführung automatischer Produktionsverfahren, und auch wegen der Computertechnologie bei der Verwaltung, überflüssig. Die Arbeitnehmer wollen dabei den Unternehmern kein Argument für Entlassung liefern, wie es eine Beteiligung an einem Streik wäre. 
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch bei $ 16,68, gegen $ 16,54 in der Vorwoche. Die Devisenreserven lagen bei u$s 47,70 Mrd. gegen u$s 45,87 Mrd. eine Woche zuvor. Die ZB konnte dank Unterbringung von Staatsbonds in Dollar den Devisenbestand erhöhen, und hat es vermieden, die Devisen unmittelbar auf dem Markt zu verkaufen, so dass der Kurssteigerung nicht entgegengewirkt wurde. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.5.18 bei $ 19,18, was einen Jahreszinssatz von 18,73% zum Ausdruck bringt. 

			*** 

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Mittwoch um 3,78%, und lag somit um 26,46% über Ende Dezember 2016.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere lagen in einer Woche zum Mittwoch vorwiegend unter leichtem Baissedruck. Die Veränderungen waren wie folgt: Argentina 2019: +0,14%; Argentina 2021: -0,14%; Argentina 2026: -0,37%; Argentina 2046: -0,05%; Bonar 2024: +0,22%. 

			***

			Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 340 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 335) und bei 24 Karat zu $ 485,71 ($ 478,59).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB), stieg in 12 Monaten zum 26.6.17 um 34,49%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 33,36% zu.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 26.6.17 um 26,35% auf $ 1,71 Bio., und die gesamten Kredite in Pesos nahmen um 25,17% auf 1,09 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 76,13% auf u$s 26,75 Mrd., wobei sie in den letzten 30 Tagen um 0,94% abnahmen, weil viele Sparer auf Schatzscheine in Dollar übergegangen sind, die eine höhere Rendite haben. Die Dollarkredite stiegen in einem Jahr um 95,49% auf u$s 12,58 Mrd. Während im Pesobereich die Kredite 63,74% der Depositen ausmachen, sind es im Dollarbereich nur 47,02%, obwohl die ZB bis zu 80% gestattet. Die Dollardepositen, die nicht ausgeliehen werden, werden zu den ZB-Reserven addiert.

			***

			Die brasilianische Odebrecht hat ihren Anteil von 33% am Konzern, der mit dem Bau der U-Bahn an der Sarmiento-Eisenbahnstrecke betraut ist, an die italienische Ghella abgegeben, die somit ihren Anteil auf 70,4% erhöht. Weitere 28,6% entfallen auf Sacde (vorher Iecsa) und 1% auf die spanische Comsa (die am Anfang 10% hatte). Die Regierung muss noch zustimmen, was jedoch unmittelbar geschehen soll, da auf diese Weise der Bau der U-Bahn nicht mehr vom Odebrecht Skandal belastet wird, und normal weitergeführt werden kann.

			***

			Das Sozialwerk für Rentner PAMI hat sich nach langen Verhandlungen mit der Pharmaindustrie über eine neue Methode beim Kauf den Medikamente geeinigt. Die PAMI-Leitung teilte mit, dass die Lieferung von Medikamenten an ihre Mitglieder gesichert sei, bei Beibehaltung der Rabatte und der bestehenden Deckung von Krankheiten. Die Leitung des PAMI hat auch mit den Verbänden der Pharmaindustrie vereinbart, die Kontrollen bei der Verteilung von Medikamenten zu verbessern, um Betrugsmanöver zu vermeiden, wie sie unter der Kirchner-Regierung bestanden. Die PAMI-Leitung erwartet, dass dank dieser besseren Verwaltung monatlich ca. $ 300 Mio. an Medikamentenausgaben gespart werden können.

			***

			Der EMAE-Index des INDEC, der die wirtschaftliche Tätigkeit misst und im Wesen eine grobe BIP-Schätzung ist, lag im April um 0,6% über dem gleichen Vorjahresmonat, und blieb gegenüber März 2017 saisonbereinigt unverändert. Die ersten 4 Monate des Jahres lagen somit um 0,4% über dem Vorjahr. Im April lag die Bautätigkeit um 8,4% über dem Vorjahr, Ackerbau und Rinderzucht lagen um 4,6% über dem Vorjahr, Transport und Fernverbindungen um 3,6%, Hotels und Restaurants um 4,7%. Auf der anderen Seite gingen andere Bereiche zurück: Strom, Gas und Wasser um 2,6%, Bergbau um 9,7%, Industrie um 1,9%, und Handel um 2,2%.

			***

			Der Zementkonsum lag im Mai 2017 um 9,8% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband der Zementfabrikanten. In 5 Monaten 2017 betrug die Zunahme gegenüber dem Vorjahr 7,8%.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des Wirtschaftsinstitutes FIEL verzeichnet im Mai eine interannuelle Zunahme von 4,3%, und gegenüber April eine von 0,7%. Dennoch liegen die ersten 5 Monate 2017 um 1% unter dem Vorjahr. 

			***

			Der Bergbauminister der Provinz San Juan, Alberto Hensel, gab bekannt, dass in den Andenprovinzen insgesamt 22 neue Bergbauprojekte bestünden, deren Gesamtreserven an Erzen und Metallen einen Wert von ca. u$s 420 Mrd. ausmache. Die Ausbeutung dieser Bergbauprojekte erfordere u$s 25 Mrd., wobei zunächst noch viel an Forschung investiert werden müsse.

			***

			Der Umsatz der gesamten Supermärkte des Landes erreichte im April 2017 $ 27,63 Mrd., 24,5% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. Zu konstanten Preisen ergibt sich im interannuellen Vergleich eine Abnahme von 1,7% auf $ 21,82 Mrd. Hier hat einmal ein Mengenrückgang eingesetzt, und dann auch ein Übergang auf billigere Produkte.

			***

			Der Umsatz der Shopping-Centers erreichte im April $ 4,80 Mrd., 8,9% über dem gleichen Vorjahresmonat. Zu konstanten Preisen hat hier eine Abnahme von 16,36% stattgefunden. In vier Monaten 2017 lag der Umsatz der Shopping-Center mit $ 16,53 Mrd. um 13,4% über dem Vorjahr. 

			***

			Im April lag das primäre Defizit der Staatsfinanzen (ohne Zinsen) mit $ 87,24 Mrd. um 26,8% über dem Vorjahr, und das finanzielle (mit Zinsen) lag mit $ 163,69 Mrd. um 55% über dem Vorjahr. Die Zinslast erreichte dieses Jahr $ 76,45 Mrd., 107,4% über dem Vorjahr. In 4 Monaten 2017 lag das primäre Defizit bei $ 87,25 Mrd., wobei das Plansoll für das ganze Jahr auf $ 195 Mrd. festgesetzt wurde, was 4,2% des BIP darstellt. Dieses Ziel soll laut Schatzminister Dujovne bequem erfüllt werden. Die primären Ausgaben lagen im April mit $ 165,87 Mrd um 25% über dem Vorjahr. Dabei stiegen die Sozialausgaben um 35%, und innerhalb dieser Sparte die Pensionen und Hinterbliebenenrenten sogar um 43%. Die Subventionen für öffentliche Dienste lagen mit $ 18,12 Mrd. um 15% unter dem Vorjahr., wobei die Subventionen für Energie um 37%% abnahmen und die für Personentransport um 16% stiegen. Für Gehälter wurden $ 23,91 Mrd. aufgewendet, 36% mehr als im Vorjahr. Diese Zunahme fällt auf, nachdem die Gehälter nicht entfernt so stark angehoben wurden. Die Kapitalausgaben lagen mit $ 18,30 Mrd. um 16% über dem Vorjahr. 

			***

			Das Direktorium der asiatischen Bank für Investitionen in Infrastruktur hat anlässlich seiner 11. Jahrestagung in (Süd-) Korea Argentinien als Mitglied aufgenommen. Diese Bank hat ihr Tätigkeit im Januar 2016 begonnen, und zählt mit 56 Mitgliedstaaten, davon 37 aus Asien und 19 aus anderen Kontinenten. Das Kapital beträgt u$s 100 Mrd., wurde jedoch noch nicht voll eingezahlt.

			***

			AFIP-Direktor Alberto Abad erklärte, dass das Amt binnen zwei Monaten die Zahlung von Immobilien über Internet erleichtern werde. Zunächst sollen die Banken in jedem Fall die Genehmigung erteilen, da der Betrag meistens die Höchstgrenze übersteigt, die für diese Zahlungen besteht. Und dann soll bei diesen Zahlungen eine Verringerung des Satzes der Schecksteuer eingeführt werden.

			***

			Die sogenannte Hilton-Quote der EU, bei der ca. 28.000 Tonnen Rindfleisch mit einem Zollsatz von 20% importiert werden können (gegen einen von bis zu 100% für normale Rindfleischimporte), wurde in den letzten 9 Jahren nicht erfüllt, obwohl der Preis dabei sehr hoch war. Wenn jetzt am 30. Juni 2017 die Jahresperiode für die Quote abläuft, werden noch ca. 7000 Tonnen fehlen, um sie zu ganz zu erfüllen. Die Regierung hat keine Erklärung für dies abgegeben. Auf alle Fälle stimmt etwas beim Zuteilungssystem nicht.

			***

			Die Hafenkosten, mit allem was dazugehört, sind für Kreuzfahrtschiffe in Buenos Aires die höchsten der Welt, erklärte der weltweite Vorsitzende der Schifffahrtsgesellschaft MSC, Gianni Onorato, in einem Gespräch mit der lokalen Presse. Für einen großen Kreuzer gelangt man auf bis zu u$s 500.000. Die Kosten sind in Buenos Aires gut drei Mal so hoch, wie in den wichtigsten Häfen der Welt. Das hat dazu geführt, dass die Zahl der Kreuzer, die in Buenos Aires anlegen, von 160 in der Periode 2013/14 auf 82 im letzten Jahr gesunken ist. Dennoch ist die Zahl der Passagiere im letzten Jahr, laut Stadtstatistik von 299.035 auf 323.854 Personen gestiegen, weil es sich um größere Schiffe handelt.

			***

			Die Zahl der Klagen wegen Arbeitsunfällen und -krankheiten hat in der Provinz Buenos Aires explosiv zugenommen. In 5 Monaten 2017 waren es über 30.000 Klagen vor Gericht, ca. 50% mehr als im gleichen Vorjahreszeitraum und das Dreifache der Zahl von 2010. Im Mai 2017 waren es sogar 104% mehr als im Vorjahr. Im ganzen Land gab es in dieser Periode 55.000 Klagen, 18% mehr als im Vorjahr. Die Ursache der Lage in der Provinz Buenos Aires liegt darin, dass das nationale Gesetz 27.348, das ärztliche Kommissionen schafft, die über die einzelnen Fälle entscheiden, in der Stadt Buenos Aires automatisch gilt, aber in den Provinzen vom Parlament bestätigt werden muss. In der Provinz Buenos Aires hat die Deputiertenkammer die Zustimmung erteilt, aber der Senat bisher nicht. Die Arbeitsanwälte haben die Gelegenheit genutzt, um zu erreichen, dass viele Fälle gemäß dem bisherigen System behandelt werden, das auch korrupten Richtern die Möglichkeit gibt, absurd hohe Entschädigungen festzusetzen, was das neue Gesetz nicht mehr erlaubt.

			***

			Im Mai 2017 lag der Rindfleischexport sowohl in Mengen wie in Werten um ca. 40% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das Institut zur Förderung des Rindfleisches (IPCVA). Dennoch liegt die Menge nur bei 85% des durchschnittlichen Exportes der Periode 2001/10. Von den Käuferländern lag China mit 30.100 Tonnen an erster Stelle, gefolgt von Chile mit 11.900 Tonnen und Israel mit 8900 Tonnen. China ist als Käufer von Rindfleisch besonders deshalb wichtig, weil das Land die weniger wertvollen Teile des Rindes kauft, die allgemein schwer verkäuflich sind.

			***

			Die Stadt Buenos Aires weist im 1. Quartal 2017 eine Arbeitslosigkeit von 9,4% der aktiven Bevölkerung aus, gegen 8,6% in der gleichen Vorjahresperiode, teilt das Statistische Amt der Stadt mit. Die aktive Bevölkerung (diejenigen, die eine bezahlte Arbeit haben, plus diejenigen, die sich um eine bemühen) stieg von Anfang 2016 auf Anfang 2017 von 1,66 auf 1,70 Mio., und die Zahl der Arbeitslosen nahm von 142.500 auf 161.000 zu. Trotz der Zunahme der Arbeitslosen, nahm die Zahl der Beschäftigten in einem Jahr von 1,52 auf 1,54 Mio. zu. Von den im Abhängigkeitsverhältnis Arbeitenden waren dieses Jahr 16,5% schwarz angestellt, gegen 17,8% im Vorjahr.

			***

			Die ZB beschloss am Dienstag, den Zinssatz für Darlehen auf 7 Tage an Banken (sogenannte “Swaps”) unverändert bei 26,25% zu belassen. Dieser Zinssatz gilt ab 25. April und kann erst nächste Woche geändert werden.

			***

			Nachdem Brasilien das Verbot für den Import von argentinischem Zitrusobst aufgehoben hat, das während acht Jahren bestand, wurde eine erste Ladung von 21 Tonnen Zitronen per Lastwagen aus Tucumán, von der Firma Citruswyl, nach Sao Paolo geliefert. Für die nächsten Tage werden auch Exporte von Orangen und Mandarinen erwartet. Brasilien hat letztes Jahr 28.000 Tonnen Orangen und Mandarinen und 1400 Tonnen Zitronen importiert, hauptsächlich aus Spanien und Uruguay. Argentinien sollte gewiss kostengünstiger liefern können.

			***

			Der Verband der Zulieferer der Kfz-Industrie AFAC (Asociación de Fábricas Argentinas de Componentes) weist darauf hin, dass die lokale Fabrikation von Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern im 1. Quartal 2017 gegenüber der gleichen Vorjahresperiode um 7,4% abgenommen hat, jedoch gleichzeitig der Import von Teilen um 3% gestiegen ist. Das Gesetz über Zubehörteile der Kfz-Industrie, mit dem eine höhere Beteiligung der lokalen Fabrikanten angestrebt wird, hat noch keine Wirkung gezeigt. Der Zulieferer Hutchinson, vom argentinischen Total-Konzern, der Kautschukteile für Kfz erzeugt, hat die Schließung seiner Fabrik im Vorort Martínez angekündigt und dabei auf hohe lokale Kosten und unzureichende Konkurrenzfähigkeit hingewiesen. 350 Arbeitnehmer verlieren dabei ihren Arbeitsplatz.

			***

			Der Umsatz des Einzelhandels lag in der Provinz Buenos Aires im Mai um 3,2% unter dem Vorjahr, und in 5 Monaten 3,3%, gab der Unternehmerverband Fecoba bekannt. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die Vereinigten Staaten haben den Import von Rindfleisch aus Brasilien verboten, nachdem Fleisch in schlechten Zustand entdeckt wurde, das mit Chemikalien aufgefrischt worden war. Auch die EU und China haben temporäre Restriktionen für brasilianisches Rindfleisch eingeführt. Dies bietet Argentinien eine neue Möglichkeit als Fleischlieferant an die USA u.a. Länder.

			***

			Eine Studie der CEPAL (die Kommission der UNO für Lateinamerika, mit Sitz in Santiago de Chile) weist auf die zunehmende Alterung der Bevölkerung von Lateinamerika hin, die gegenwärtig 685 Mio. Menschen beträgt und bis 2050 auf 784 Mio. steigen sollte. Die Zahl der Personen mit über 60 Jahren werde von jetzt 76 Mio. auf 147 Mio. 2037 und 264 Mio. 2075 zunehmen, wobei die Bevölkerung bis 2060 wachsen und danach abnehmen werde, weil die Geburtenrate stark abnimmt.

			***

			In Brasilien wird für dieses Jahr mit einer Rekordernte von Getreide und Ölsaat von 234,33 Mio. Tonnen gerechnet. Bei Sojabohne sollen es 113,9 Mio. Tonnen sein, gegen 95,4 Mio. Tonnen im Vorjahr, und bei Mais 93,8 Mio. Tonnen, gegen 66,53 Mio. im Vorjahr. Dieser Sprung hat ein Problem bei der Lagerung geschaffen.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Sinergium Biotech

			Dieses nordamerikanische Pharmaunternehmen, das sich auf Entwicklung, Fabrikation und Vertrieb von Impfstoffen spezialisiert, hat eine Investition von u$s 120 Mio. bekanntgegeben, die vorwiegend für klinische Studien bestimmt ist. Dies wurde auf der wichtigsten Weltkonferenz über Biotechnologie bekanntgegeben, die in San Diego, California, stattgefunden hat. Dort hat auch die Insud-Gruppe, von der Familie Sigman-Gold, eine Investition von u$s 80 Mio. für einen ähnlichen Zweck angekündigt. Sinergium Biotech will zunächst die Epidemiologie der Zika-Krankheit untersuchen, um das Impfstoff-Portfolio auf diesem Gebiet zu erweitern. Das Programm schließt auch den Bau einer neuen Fabrik für u$s 50 Mio. ein, die über 100 hochqualifizierte Arbeitskräfte einstellen wird.

			Boldt

			Dieses Unternehmen, das eine Druckerei betreibt und auch das Spielkasino in Tigre, Trillenium, besitzt, hat jetzt auch einen Fernverbindungssatelliten in seine Tätigkeit aufgenommen. Es handelt sich um den Satelliten Amazonas-3, der der spanischen Hispamar Satélites gehört, mit Sitz in Rio de Janeiro, die eine Filiale der spanischen Hipasat-Gruppe ist, die sich mit der Betreibung von Satelliten für Fernverbindungen befasst, und ihrerseits eine Filiale des spanischen Holdings Albertis ist. Die Regierung hat diese Woche der Firma Hispamar Satélites die Genehmigung erteilt, auch in Argentinien tätig zu sein und gleich danach hat die Firma die gesamte Kapazität für diesen Zweck an Boldt vermietet. Das Abkommen gilt für die ganze Lebensdauer des Satelliten, der bis 2028 aktiv sein soll. Boldt verfügt schon über die offizielle Genehmigung für diese Tätigkeit.

			 

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht

			[image: 11808.png] 

			„La Salada” und die schwarze Wirtschaft

			In Argentinien besteht eine anormal hohe Schwarzwirtschaft, die ein enormes Problem für Wirtschaft und Gesellschaft darstellt. Wenn das Statistische Amt bei der Erhebung über Beschäftigung feststellt, dass ein Drittel der Beschäftigten schwarz arbeitet, also keine Sozialabgaben auf ihr Einkommen zahlt, dann deutet das auf eine mindestens ebenso hohe Schwarzwirtschaft hin. Zu denjenigen, die ganz schwarz arbeiten, kommen unzählige andere hinzu, die einen Teil ihres Einkommens, gelegentlich den größeren, schwarz beziehen. Gemessen an der Wirtschaftsleistung, also am Bruttoinlandsprodukt, wird die Schwarzwirtschaft auf gut 40% geschätzt. Das ist einfach zu viel.

			Das bedeutet einmal, dass die Steuerbelastung, die gesamthaft (Steuereinnahmen bezogen auf das BIP) um die 35% beträgt, für diejenigen, die Steuern und Sozialabgaben effektiv zahlen, viel höher ist und viele Menschen dabei auf weit über 50% gelangen. Die schädliche Wirkung der zahlreichen Verzerrungen des Steuersystems nehmen dabei überproportional zu, und das führt viele Steuerzahler zur Hinterziehung, wobei auch das Risiko in Kauf genommen wird, vom Steueramt entdeckt zu werden. In Extremfällen besteht ein Hinterziehungszwang, weil es um die Existenz von Unternehmen geht, vor allem kleinere, die von anderen, die schwarz arbeiten, verdrängt werden. Die Schwarzwirtschaft hat eine immanente Tendenz, zuzunehmen. 

			Die Schwarzwirtschaft stellt im Wesen unlauteren Wettbewerb dar, was dazu führt, dass der legale Handel entweder aufgibt oder sich auf Bereiche beschränkt, in die die Schwarzwirtschaft nicht eindringen kann oder eben auch ganz oder zum Teil auf die Schwarzwirtschaft übergeht. Bei der Bekleidung ist das Phänomen in den letzten Jahren besonders stark aufgetreten: das geht von Werkstätten mit Sklavenarbeit (von illegalen Immigranten aus Bolivien u.a. Ländern), über die Fälschung von Markenprodukten und den Schmuggel von allerlei Bekleidungsstücken (oft auch mit gefälschten Marken) bis zum Verkauf, der in Märkten wie “La Salada” u.a, auch im Straßenverkauf und gelegentlich zum Teil über normale Einzelhandelsgeschäfte vor sich geht. 

			Auf dem Gebiet der Markenpiraterie nimmt Argentinien nach China einen der obersten Plätze ein. Wie verlautet, haben hohe US-Beamte sich über dies gegenüber ihren argentinischen Kollegen anlässlich des Macri-Besuches bei Trump beklagt, konkret auf “La Salada” hingewiesen, und gefordert, dass etwas getan werde. Die Vereinigten Staaten entwickeln ständig neue Produkte, die sie mit Marken schützen, wobei auch beim normalen Handel die Marke wesentlich ist und viel Geld an Werbung kostet. Marken spielen bei allerlei Konsumgütern eine zunehmende Rolle, weil sie für Qualität und oft auch für technologischen Fortschritt bürgen. Marken gehören zum Wesen einer modernen Wirtschaft. 

			Der große Markt “La Salada”, südlich der Bundeshauptstadt, im Bezirk Lomas de Zamora, ist zum Symbol der Schwarzwirtschaft geworden, ganz besonders bei Bekleidung und Sportschuhen. Dass er so groß und stillschweigend geduldet wurde, ist wirklich erstaunlich. Er umfasst 18 Hektar, und hat über 7000 Einzelhandelsläden. Der Gesamtumsatz wurde von Personen, die dort tätig sind und den Markt gut kennen, auf umgerechnet über u$s 4 Mrd. jährlich geschätzt. Ein Teil des Umsatzes entfällt auf den Einzelhandel an Ort, und ein anderer auf Engrosverkäufe an Kaufleute, die woanders Einzelhandelsgeschäfte haben, oft auf der Straße oder in anderen Märkten wie der von “La Salada”, und viele aus dem Landesinneren. 

			In der Vorwoche hat die Polizei der Provinz Buenos Aires in diesem Markt eingegriffen, und dabei Jorge Castillo (und auch an die 30 andere, die dort tätig sind) auf Grund einer richterlichen Anordnung festgenommen, den Besitzer der Gebäude eines der drei Teile von La Salada, genannt “Punta Mogotes”. Castillo vermietet die Plätze für den Einzelhandel und ist auch direkt oder über nahe Verwandte und Freunde am Handel und damit verbundenen Geschäften beteiligt. Er verfügt auch über eine Stoßtruppe, die wie eine eigene Polizei auftritt und sich mit Gewalt durchsetzt. Wer nicht zahlt wird sogar verprügelt. Castillo ist ein sehr reicher Mann geworden, der in einer Luxusvilla in einem Country Club in der Nähe von Luján wohnt, und auch als Landwirt und auf anderen Gebieten tätig ist. Mit dem vielen Geld hat er auch politischen Schutz gekauft, mit Bestechung von Polizeimitgliedern, Politikern und Beamten, die ihn kontrollieren sollten, bestimmt auch mit Beiträgen zu den Wahlkampagnen. Vor einigen Jahren wurde Castillo von Handelssekretär Guillermo Moreno sogar eingeladen, ihn bei der Handelsmission nach Angola zu begleiten, wo ihn dann Präsidentin Cristina K. als echten argentinischen Unternehmer lobte.

			All das hat jetzt aufgehört. Die Entscheidung, mit der korrupten Wirtschaft in “La Salada” aufzuräumen, kommt von Präsident Macri, der sich über ein Jahr zusammen mit der Gouverneurin María Eugenia Vidal intensiv mit dem Thema befasst hat. Was jetzt geschehen ist, war keine improvisierte Handlung. In der Tat passt “La Salada” in das korrupte Wirtschaftsmodell der Kirchners, steht aber in krassem Gegensatz zu dem von Macri, der eine moderne Wirtschaftsordnung anstrebt, mit Legalität und ohne Korruption. Das Vorgehen in “La Salada” hat auch Symbolcharakter: Es geht allgemein um den Kampf gegen die Schwarzwirtschaft, die in ihrem gegenwärtigen Umfang der gesamten argentinischen Wirtschaft einen großen Schaden zufügt. 

			Was jetzt Jorge Castillo betrifft, so geht es nicht um sein bedeutendes Vermögen, das als solches gewiss kein Verbrechen darstellt. Es handelt sich zunächst um seine Lage gegenüber dem Steueramt und dann um die Erfüllung der Arbeitsgesetzgebung bei Arbeitskräften, die direkt oder indirekt von ihm abhängen. Er wurde vor Gericht beschuldigt, Leiter einer illegalen Vereinigung zu sein. Über dies wurde vorerst wenig berichtet. Castillo ist in den letzten Jahren mehrmals im Fernsehen aufgetreten, hat stets beteuert, dass er legal tätig sei und die Geschäfte in “La Salada” billig verkaufen, weil sie effizient sind, mit niedrigen Margen arbeiten und den Zwischenhandel vermeiden. Das ist jedoch bestenfalls die halbe Wahrheit. 

			Das Vorgehen gegen Castillo und der Abriss von unerlaubten Bauten, die an den Markt von diesen angrenzen, wurden von der Gouverneurin Maria Eugenia Vidal angeordnet. Vorher war dies nicht möglich, wie es der ehemalige Vorsitzende der provinziellen Steuerbehörde, Santiago Montoya, unlängst erklärte. Eigentlich hätte schon lange vorher etwas geschehen müssen, nachdem der Verband CAME, der den Einzelhandel vertritt, schon im Mai 2015 Klage vor Gericht gegen illegale Werkstätten in “La Salada” vor Gericht eingereicht hat. 

			Den Kleinunternehmern, die in “La Salada” tätig sind, verbleibt jetzt nur die Alternative, auf den legalen Kreislauf überzugehen, also nationale und provinzielle Steuern, plus Gemeindegebühren, und auch Sozialabgaben zu zahlen. In diesem Sinn sollte die Regierung das Gesetzesprojekt beschleunigen, das diesen Übergang von schwarz auf weiß möglich macht. Denn sonst entsteht hier ein großes soziales Problem, weil viele schwarze Kleinunternehmer von “La Salada” aufgeben und ihr Personal entlassen müssen. 

			Bezüglich des Markenproblems kann der Staat nur handeln, wenn Klagen vorliegen. Und schließlich geht es auch um den Schmuggel, der ohne Verkaufsstellen wie diese, auf Absatzprobleme stößt. Es ist unvermeidlich, dass dabei viele Menschen ihre Arbeit und ihr Einkommen verlieren, eben weil ihre Konkurrenzfähigkeit auf dem Kostenvorteil beruht, den sie durch Hinterziehung von Steuern und Sozialabgaben erhalten. Das muss man eben hinnehmen, wobei man davon ausgehen sollte, dass dann die legal arbeitenden Werkstätten und Einzelhandelsgeschäfte dabei Marktanteile gewinnen und mehr Menschen beschäftigen. Die Illegalität mit sozialen Argumenten zu verteidigen, wie es hierzulande üblich ist, das geht gewiss zu weit.

			 

			 

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Das anormal hohe Handelsbilanzdefizit

			Die Handelsbilanz weist im Mai 2017 ein Defizit von $ 642 Mio. aus, das sich mit einem Überschuss von u$s 485 Mio. im gleichen Vorjahresmonat vergleicht. In 5 Monaten 2017 steigt das Defizit auf $ 1,86 Mrd., das sich ebenfalls mit einem Überschuss im Vorjahr vergleicht, der in 5 Monaten von u$s 515 Mio. erreicht. Es ist das erste Mal seit 1998, dass Mai mit einem Handelsbilanzdefizit abschließt. Für ganz 2017 rechnen private Wirtschaftler mit einem Defizit von u$s 5 Mrd., was jedoch zu hoch gegriffen scheint.

			Diese Entwicklung war bei der diesjährigen Rekordernte von Getreide und Ölsaaten, die um gut 8% über dem Vorjahr liegen wird, nicht zu erwarten. Auf alle Fälle sollte sich die Lage in den fehlenden Monaten des Jahres umkehren, weil die Ernte schließlich doch exportiert wird. Auch führt eine schwache Konjunktur, wie sie dieses Jahr aufgetreten ist, normalerweise zu höheren Exporten und geringeren Importen. Dass die Exporte primärer Produkte in 5 Monaten 2017 um 10,2% und die von Industrieprodukten auf landwirtschaftlicher Basis um 7,5% unter dem Vorjahr lagen, ist nicht normal. 

			Die Exporte lagen im Mai mit u$s 5,41 Mrd. um 0,8% über dem Vorjahr und in 5 Monaten 2017 waren sie um 1,6% höher als im Vorjahr. Die Importe stiegen hingegen im Mai im Vergleich zum Vorjahr um 24% auf u$s 6,06 Mrd., und lagen in 5 Monaten um 12,4% über dem Vorjahr.

			Der Sprung bei den Importen ist in den ersten 5 Monaten vornehmlich auf die Zunahme von 40,5% bei Automobilen zurückzuführen. Auch die Exporte von Kfz. sind in dieser Periode gestiegen, aber eben viel weniger. Der Handel mit Automobilen, Kleinlastern und Lastwagen erfolgt zum größten Teil mit Brasilien. Hier gilt seit Jahrzehnten das System des kompensierten Austausches, was bedeutet, dass Importe und Exporte wertmäßig gleich sein müssen. In den letzten Jahren war eine Abweichung von 50% in beiden Richtungen vereinbart worden, die Brasilien voll ausgenutzt hat. Doch dieses Jahr hat Brasilien darüber hinaus noch viel mehr Automobile u.a. Kfz geliefert, mit dem Argument, dass es sich um Modelle handelt, die eine hohe Nachfrage in Argentinien haben, jedoch nicht in den lokalen Fabriken erzeugt werden. Das wurde zunächst geduldet, obwohl es illegal ist. Erst vor kurzem hat sich das Produktionsministerium um den Fall gekümmert, und diesen Zustand beanstandet, bei dem das System des kompensierten Kfz-Austausches mit Brasilien offen verletzt wird. Auch die Erholung der brasilianischen Wirtschaft hat dazu beigetragen, das Ungleichgewicht zu verringern. Ohne kompensierten Austausch überrennt die brasilianische Kfz-Industrie die argentinische, weil die Fabriken dort über billigeres Blech und billigeren Stahl verfügen, niedrigere Arbeitskosten haben und meistens höhere Stückzahlen aufweisen. Das System des kompensierten Austausches hat insofern für Argentinien gut funktioniert, als es den lokalen Fabriken erlaubt hat, sich auf bestimmte Modelle zu spezialisieren und dabei eine Kostensenkung zu erreichen. Die Aufgabe dieses verwalteten Außenhandels, die Brasilien fordert, wäre für Argentinien gewiss nicht positiv. 

			In 5 Monaten 2017 lagen die Importe von Kapitalgütern um 11,5% und die von Konsumgütern um 13,4% über dem Vorjahr. Das erste weist auf höhere Investitionen hin, aber das zweite auf eine Verdrängung lokaler Produkte durch importierte. Der zurückgebliebene Wechselkurs wirkt sich hier direkt aus, wobei in dieser Statistik die Waren nicht berücksichtigt werden, die Auslandsreisende bei ihrer Rückkehr mitbringen. Diese Käufe im Ausland haben dieses Jahr explosiv zugenommen, besonders in Chile und Paraguay. Dieses Problem hat keine andere Lösung als eine Abwertung, die jedoch jetzt nicht möglich ist.

			Beim Außenhandel mit Erdöl, Erdölprodukten und Strom war die Entwicklung in 5 Monaten günstig: die Importe nahmen um 8,3% ab und die Exporte um 7,2% zu. Dies ist einmal auf die positive Entwicklung der lokalen Gasproduktion zurückzuführen, und dann auch auf günstigere Preise beim Import von verflüssigtem Gas. Die Macri-Regierung verwaltet auch dieses Thema sorgfältiger als die von Cristina K., bei der der Fall eines Schiffes mit Pressgas, das bezahlt wurde, aber nie angekommen ist, immer noch nicht geklärt wurde. Doch im Mai war die Entwicklung bei Brennstoffen und Energie im Vergleich zum Vorjahr ungünstig, mit einer Importzunahme von 67%. Das hängt jedoch mit dem höheren Konsum von Gas und Dieselöl in den Wintermonaten zusammen.

			Das Defizit der Handelsbilanz konnte die Zahlungsbilanz bequem verkraften, sogar mit einem Überschuss, der in der Zunahme der ZB-Reserven zum Ausdruck kommt, wobei auch ein hoher Kapitalexport kein Problem darstellte. Alles wurde durch den Zufluss von Auslandskrediten und auch Auslandskapital mehr als ausgeglichen. Vom rein monetären Standpunkt gesehen, kam das Handelsbilanzdefizit sogar gelegen, weil der Überschuss der Zahlungsbilanz bei ausgeglichenem Außenhandel noch höher gewesen wäre und als Gegenpartie zu einer höheren Geldschöpfung geführt hätte, die gewiss nicht erwünscht war. Doch auf Dauer ist dieser Zustand nicht tragbar. Deshalb ist es dringend notwendig, dass sich die Regierung eine Strategie überlegt, um den Export anzukurbeln und die Importe von Konsumgütern in Grenzen zu halten. Das ist bei einem real niedrigen Wechselkurs keine einfache Aufgabe, besonders ohne Devisenbewirtschaftung.

			 

			 

		

	